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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RA 129/96
Datum 15.07.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 152/98
Datum 13.12.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 15.
Juli 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin macht gegenÃ¼ber der Beklagten einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit geltend.

Die am â�¦ geborene KlÃ¤gerin hat den Beruf einer FachverkÃ¤uferin erlernt und
war danach als Buchbinderin, Mitarbeiterin in einer Brauerei, KÃ¼chenhilfe und
KÃ¶chin beschÃ¤ftigt. Von 1982 bis 1990 leitete sie eine HO-Verkaufsstelle. Seit
1990 ist sie selbstÃ¤ndig als EinzelhÃ¤ndlerin im Lebensmittelbereich tÃ¤tig und
betreibt einen Bahnhofskiosk. Seit 18. Mai 1998 ist sie arbeitsunfÃ¤hig. Das
Gewerbe ist nicht abgemeldet.

Am 28. Dezember 1994 beantragte die KlÃ¤gerin nach DurchfÃ¼hrung einer
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medizinischen Rehabilitation in der Medianklinik B â�¦-G â�¦ in der Zeit vom 24.
November bis 22. Dezember 1994 bei der Beklagten Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Im Ã¤rztlichen Entlassungsbericht der Rehaklinik vom 20. Januar
1995 wurden als Diagnosen

â�� chronisch multisegmentales cervicocraniales Syndrom,
â�� chronisch multisegmentales cervicobrachiales Syndrom funktioneller Genese,
â�� muskulÃ¤re Dysbalance,
â�� Ã�berlastungssyndrom,
â�� psychosomatische Fehlentwicklung mit vertebragener Schmerzsymptomatik,
â�� HerzrhythmusstÃ¶rungen

festgestellt. Nach erneuter Beurteilung der HalswirbelsÃ¤ule sei aus
orthopÃ¤discher Sicht im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf vollschichtige
LeistungsfÃ¤higkeit unter den EinschrÃ¤nkungen Ã�berkopfarbeiten, schweres
Heben und Tragen sowie einseitige KÃ¶rperhaltungen zu erwarten. Daraufhin lehnte
die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 23. Februar 1995 ab. Hiergegen
legte die KlÃ¤gerin am 6. MÃ¤rz 1995 Widerspruch ein, da sie unter stÃ¤ndigen
Schmerzen leide. Die Beklagte zog Befundberichte Dr. D â�¦ und Dr. F â�¦ bei. Im
neurologisch-psychiatrischen Gutachten vom 30. Juni 1995 schÃ¤tzte Dr. B â�¦ ein,
dass die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit halb- bis untervollschichtig ausgeÃ¼bt werden
kÃ¶nne. Dr. C â�¦ gelangte im orthopÃ¤dischen Gutachten vom 26. September
1995 zur EinschÃ¤tzung, dass die TÃ¤tigkeit als Verkaufsstellenleiterin noch
vollschichtig ausÃ¼bbar sei. Mit Bescheid vom 26. Januar 1996 wies die Beklagte
den Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck.

Mit der am 20. Februar 1996 beim Sozialgericht (SG) Leipzig eingegangenen Klage
verfolgte die KlÃ¤gerin ihr Begehren weiter. Das SG hat einen Befundbericht der
behandelnden OrthopÃ¤din B â�¦vom 14. Januar 1997 sowie Krankenunterlagen und
Gutachten des â�¦ vom 26. April 1996 beigezogen. Das bekannte Krankheitsbild
habe sich nach erneuter beruflicher Belastung Anfang 1996 verschlechtert, da sie
die frÃ¼here TÃ¤tigkeit in einem Imbiss wieder aufgenommen habe. Ab 6. Mai 1996
bestehe ArbeitsfÃ¤higkeit. Im orthopÃ¤dischen Gutachten des Chefarztes der
OrthopÃ¤die der MEDIAN Klinik â�¦ L â�¦ Dr. F â�¦ vom 31. Dezember 1997 wurde
eingeschÃ¤tzt, dass die KlÃ¤gerin trotz EinschrÃ¤nkungen in der Lage sei,
insbesondere die derzeit ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung als selbstÃ¤ndige Leiterin
und VerkÃ¤uferin einer ImbissgaststÃ¤tte weiter auszuÃ¼ben. Das
LeistungsvermÃ¶gen sei im Vergleich zu geistig und kÃ¶rperlich gesunden
Versicherten im Beitrittsgebiet um 30 % gemindert. Als Diagnosen gab der
SachverstÃ¤ndige

â�� zervikokraniales Syndrom (MigrÃ¤ne zervikale) bei Osteochondrose und
Spondylarthrose der HalswirbelsÃ¤ule mit FunktionseinschrÃ¤nkungen,
â�� Osteochondrose der BrustwirbelsÃ¤ule und lumbosakral mit statischen
Beschwerden,
â�� psychosomatische FunktionsstÃ¶rungen

an.
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Daraufhin hat das SG die Klage mit Urteil vom 15. Juli 1998 abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, die zuletzt ausgeÃ¼bte selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als
Leiterin und VerkÃ¤uferin einer ImbissgaststÃ¤tte vollschichtig, also etwa acht
Stunden tÃ¤glich, auszuÃ¼ben. Es seien BerufsunfÃ¤higkeit und demzufolge
ErwerbsunfÃ¤higkeit und InvaliditÃ¤t nicht gegeben. Die
WirbelsÃ¤ulenerkrankungen stÃ¼nden im Vordergrund. Seit August 1995 befinde
sich die KlÃ¤gerin nicht mehr in psychologischer oder neurologischer Behandlung
und die psychosomatischen FunktionsstÃ¶rungen seien nach der EinschÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen Dr. F â�¦ nicht derart gravierend.

Gegen das am 12. Oktober 1998 zugestellte Urteil richtet sich die am 28. Oktober
1998 eingelegte Berufung. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, dass die vorliegenden
Gutachten nicht genÃ¼gend beachtet worden seien. Nach der Verhandlung habe
sich das Krankheitsbild weiter verschlechtert.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des SG Leipzig vom 15. Juli 1998 aufzuheben und die Beklagte unter
Aufhebung des Bescheides vom 23. Februar 1995 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Januar 1996 zu verurteilen, Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise BerufsunfÃ¤higkeit/InvaliditÃ¤t ab 1. Januar 1995
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die EntscheidungsgrÃ¼nde des SG fÃ¼r zutreffend. Eine
Leistungsminderung fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten sei nicht erkennbar.
Sofern die KlÃ¤gerin meine, in ihrer letzten TÃ¤tigkeit nicht mehr einsetzbar zu
sein, so kÃ¶nne sie aufgrund ihrer beruflichen Ausbildungskenntnisse auf die
BeschÃ¤ftigung einer kaufmÃ¤nnischen BÃ¼rohilfe verwiesen werden.

Der Senat hat wie folgt ermittelt:

Das Gutachten des â�¦ vom 29. Juli 1998 schÃ¤tzte ein, dass die KlÃ¤gerin
voraussichtlich auf Dauer arbeitsunfÃ¤hig sei. Die KlÃ¤gerin arbeite unverÃ¤ndert
in ihrer Imbissstube und das Krankheitsbild hÃ¤tte sich weiter verschlechtert. Eine
orthopÃ¤dische Kontrolluntersuchung hÃ¤tte jetzt auch eine Koxarthrose rechts
ergeben. Die ErwerbsfÃ¤higkeit sei auf Dauer erheblich gemindert und die
Voraussetzungen zur Anwendung des Â§ 51 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB
V) wÃ¼rden vorliegen. Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie N â�¦ teilte am
24. Februar 1999 mit, dass sich die KlÃ¤gerin zuletzt am 29. August 1995
vorgestellt habe. Die HausÃ¤rztin Dr. F â�¦ berichtete am 22. Februar 1999 Ã¼ber
stetige Verschlechterung der Beschwerden. Im Arztschreiben der DM B â�¦,
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die, an die HausÃ¤rztin vom 30. Dezember 1999 sind
diagnostiziert chronisch rezivierendes Zervikolumbalsyndrom bei Osteochondrose C
6/6, Skoliose sowie erhebliche muskulÃ¤re Dysbalance und beginnende Koxarthrose
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rechts. DarÃ¼ber hinaus wurde ein gynÃ¤kologischer Befundbericht eingeholt. Die
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Prof. Dr. G â�¦ berichtete am 21. Juli
2000 Ã¼ber schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte HalswirbelsÃ¤ulen-Bewegungen und
Druckempfindlichkeit der HalswirbelsÃ¤ule. Motorisch und sensibel bestÃ¼nden
keine sicheren AusfÃ¤lle. Sie diagnostizierte ein Zervikalsyndrom. Seit dem
Erstbefund vom 4. August 1999 sei keine Ã�nderung eingetreten.

Das neurologisch-psychiatrische Gutachten Dr. S â�¦ vom 4. September 2000, auf
welches wegen der weiteren Einzelheiten verwiesen wird, teilte als
GesundheitsstÃ¶rungen neben den VerÃ¤nderungen vonseiten des StÃ¼tz- und
Bewegungsapparates, insbesondere der HalswirbelsÃ¤ule, eine nicht unwesentliche
psychosomatische Komponente mit. Auf dem Hintergrund einer psychischen
Konfliktkonstellation im beruflichen und im ehelichen Bereich sei es in Verbindung
mit degenerativen Erscheinungen an der WirbelsÃ¤ule sowie in geringem Umfang
auch im Bereich des rechten HÃ¼ftgelenkes zu einer anhaltenden somatoformen
SchmerzstÃ¶rung im Sinne der ICD 10, Diagnosen Nr. F 45.4, gekommen. Die
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung bestehe ohne eindeutige Hinweise auf
sensomotorische Nervenwurzelreiz- bzw. Nervenwurzelausfallerscheinungen im
Bereich der Arme oder Beine. Es ergebe sich kein Anhalt fÃ¼r eine sonstige
organische Erkrankung des Nervensystems. Die geklagte Kopfschmerzsymptomatik
sei zweifellos multifaktorieller Genese. Verwunderlich sei, dass von der aktuell
mitbehandelnden NervenÃ¤rztin zur Psyche Ã¼berhaupt keine Stellung genommen
worden sei, weder in Form eines detaillierten psychischen Befundes noch in der
Diskussion Ã¼ber eine mÃ¶gliche psychische Mitbeteiligung an der Entstehung des
Beschwerdekomplexes. AnlÃ¤sslich der Begutachtung hÃ¤tte sich im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule eine deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung mit Schmerzangabe im
Sinne eines Zervikalsyndroms sowie ein lokales WirbelsÃ¤ulensyndrom mit leichter
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung sowie eine geringe BewegungseinschrÃ¤nkung im
Bereich des rechten HÃ¼ftgelenkes mit Schmerzangabe (Koxarthrose rechts) mit
aktuell geringer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung ergeben. Die KlÃ¤gerin sei trotz der
genannten GesundheitsstÃ¶rungen in der Lage, TÃ¤tigkeiten leichter, gelegentlich
auch mittelschwerer Natur auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten. Ferner
seien TÃ¤tigkeiten als selbstÃ¤ndige ImbissverkÃ¤uferin vollschichtig mÃ¶glich,
sofern bestimmte schwerere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten von Mitarbeitern verrichtet
werden kÃ¶nnten. Erschwerend fÃ¼r eine derartige TÃ¤tigkeit sei die stÃ¤ndige
Belastung des StÃ¼tz- und Bewegungsapparates durch die vorwiegend stehende
TÃ¤tigkeit, die allerdings wiederholt durch kurze Gehstrecken aufgelockert und
somit auch die Belastung variiert werden kÃ¶nne. Unter neurologischem Aspekt
wÃ¼rden sich keine EinschrÃ¤nkungen ergeben, da keine spezifische Symptomatik
festgestellt werden kÃ¶nne. Eine TÃ¤tigkeit als kaufmÃ¤nnische BÃ¼rohilfe mit
Wechsel von Sitzen, Stehen und Gehen dÃ¼rfte bei der vorhandenen Befundlage
vollschichtig mÃ¶glich sein. Die durch VerÃ¤nderungen am StÃ¼tz- und
Bewegungsapparat hervorgerufenen kÃ¶rperlichen Beschwerden lieÃ�en sich durch
entsprechende somatische BehandlungsmaÃ�nahmen in der Auswirkung mindern.
Parallel mÃ¼sste eine intensive psychotherapeutische Einflussnahme geschehen.
Dies sei aufgrund der weitgehend somatisch orientierten BehandlungsmaÃ�nahmen
einerseits und der distanzierten Haltung der KlÃ¤gerin bezÃ¼glich
psychotherapeutischer MaÃ�nahmen andererseits nicht realisiert worden. Die
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Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit sei dahingehend gemindert, dass der
Neueinstieg in ein neues Berufsfeld nicht mehr bewÃ¤ltigt werden kÃ¶nne.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten aus beiden
RechtszÃ¼gen und auf die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen,
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft und zulÃ¤ssig (Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -),
erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Die angefochtenen Entscheidungen des Sozialgerichts und der Beklagten sind nicht
zu beanstanden. Die KlÃ¤gerin ist weder berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs. 2
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) noch erwerbsunfÃ¤hig (Â§ 44 Abs. 2 SGB
VI), noch invalide im Sinne des Art. 2 Â§ 7 Abs. 3 RentenÃ¼berleitungsgesetz
(RÃ�G).

BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI liegt bei der KlÃ¤gerin nicht
vor, weil ihre ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf
weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich und geistig und seelisch
gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen
und Fertigkeiten gesunken ist.

Die Beurteilung, wie weit die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten gesunken ist,
wird danach getroffen, welchen Verdienst er aus einer ErwerbstÃ¤tigkeit erzielen
kann, auf die er nach seinem Berufswerdegang und nach seinem
Gesundheitszustand zumutbar verwiesen werden kann (Bundessozialgericht â��
BSG -, Urteil vom 28. Februar 1963 â�� 12 AJ 24/58 â�� SozR Nr. 24 zu Â§ 1246 RVO
). Zur Frage, welche TÃ¤tigkeiten einem Versicherten zugemutet werden kÃ¶nnen,
hat das BSG ein Mehr-Stufen-Schema entwickelt, nach welchem, in Anlehnung an
das fÃ¼r die Arbeiterrentenversicherung, die AngestelltentÃ¤tigkeiten in ungelernte
AngestelltentÃ¤tigkeiten, TÃ¤tigkeiten mit einer Ausbildung bis zu zwei Jahren und
TÃ¤tigkeiten mit einer lÃ¤ngeren Ausbildung (durchschnittlich drei Jahre) eingeteilt
sind (vergleiche BSGE 58, 203 ff.; 55, 45 ff.; BSG SozR Nr. 103 zu Â§ 1246 RVO).
Jeder Angestellte kann, wenn es um zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten geht,
jeweils auf TÃ¤tigkeiten verwiesen werden, die eine Stufe tiefer einzuordnen sind,
als es dem bisherigen Beruf entspricht. Ein Angestellter mit beruflicher Ausbildung
kann demnach auf AnlerntÃ¤tigkeiten, ein angelernter Angestellter auf ungelernte
TÃ¤tigkeiten verwiesen werden usw.

Vorliegend stellt sich indessen die Frage der Verweisbarkeit nicht, da die KlÃ¤gerin
nach den vorliegenden, insgesamt Ã¼bereinstimmenden Ã¤rztlichen Gutachten
ihre gegenwÃ¤rtig ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als selbstÃ¤ndige ImbissverkÃ¤uferin
weiterhin vollschichtig ausÃ¼ben kann. Die KlÃ¤gerin betreibt diese selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit bereits seit 1990, so dass diese TÃ¤tigkeit eine sichere Erwerbsgrundlage
darstellt und sie somit auf diese selbstÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit verwiesen werden
kann (vergleiche Kassler Kommentar â�� Niesel zu Â§ 43 SGB VI Rn. 116 m.w.N.).
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Eine wesentliche Verschlimmerung, insbesondere der orthopÃ¤dischen und
neurologisch-psychiatrischen Krankheitsbilder, ergibt sich aus den ergÃ¤nzenden
vom Senat beigezogenen Befundberichten, Krankenunterlagen und Gutachten
nicht. Aus dem Befund der OrthopÃ¤din DM B â�¦ vom 30. Dezember 1999 ergeben
sich die bekannten Diagnosen und zusÃ¤tzlich eine beginnende Koxarthrose rechts.
Bereits das aus dem Verwaltungsverfahren von der Beklagten eingeholte
orthopÃ¤dische Gutachten Dr. C â�¦ vom 26. September 1995 schÃ¤tzte
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als ImbissverkÃ¤uferin
ein. Das vom SG beigezogene SachverstÃ¤ndigengutachten Dr. F â�¦ vom 31.
Dezember 1997 ging ebenfalls von einer Zumutbarkeit der vollschichtigen
BeschÃ¤ftigung als selbstÃ¤ndige ImbissverkÃ¤uferin aus.

Nach der Ã�berzeugung des Senats besteht kein Rentenanspruch, da der
SachverstÃ¤ndige auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet Dr. S â�¦ im Gutachten vom 4.
September 2000 schlÃ¼ssig und nachvollziehbar und insgesamt Ã¼berzeugend
darstellte und begrÃ¼ndete, dass die KlÃ¤gerin trotz der genannten
GesundheitsstÃ¶rungen in der Lage ist, TÃ¤tigkeiten leichter, gelegentlich auch
mittelschwerer Natur auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und die TÃ¤tigkeit als
selbstÃ¤ndige ImbissverkÃ¤uferin vollschichtig zu verrichten. Die auf
nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet bestehende anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung ohne eindeutige Hinweise auf sensomotorische Nervenwurzelreiz-
bzw. Nervenwurzelausfallerscheinungen im Bereich der Arme oder Beine ergibt
nach der EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen unter neurologischem Aspekt keine
EinschrÃ¤nkung, da keine spezifische Symptomatik festgestellt werden konnte.
DarÃ¼ber hinaus ergibt sich aus dem Gutachten, dass die somatischen und
psychotherapeutischen BehandlungsmaÃ�nahmen noch nicht ausgeschÃ¶pft
worden sind und dies unter anderem auch aufgrund der distanzierten Haltung der
KlÃ¤gerin bezÃ¼glich derartiger MaÃ�nahmen nicht realisiert werden konnte. Der
Senat stellte dazu fest, dass sich die KlÃ¤gerin in der Zeit von 1995 bis August 1999
auch nicht in entsprechender fachÃ¤rztlicher Behandlung befunden hat, obwohl
bereits in den Vorgutachten Hinweise auf die zu beachtende psychische
Komponente enthalten sind.

Das vom Senat beigezogene SachverstÃ¤ndigengutachten bestÃ¤tigt somit das
vollschichtige LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin. Eine Verschlimmerung des
gesundheitlichen Zustandes ist insbesondere von der behandelnden Neurologin und
Psychiaterin seit August 1999 nicht mitgeteilt. Das vom Senat in Auftrag gegebene
Gutachten schlieÃ�t somit die Zweifel dahingehend aus, dass bei der KlÃ¤gerin
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte und zum Teil mittelschwere
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes gegeben ist und sie in der Lage ist,
die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vollschichtig auszufÃ¼hren. Dem steht nach der
EinschÃ¤tzung des Senats nicht entgegen, dass zur Verrichtung bestimmter
schwerer kÃ¶rperlicher TÃ¤tigkeiten die Hilfe anderer Personen erforderlich ist. Der
SachverstÃ¤ndige hat sich umfassend und ausfÃ¼hrlich mit den bei der KlÃ¤gerin
bestehenden LeistungseinschrÃ¤nkungen auseinandergesetzt und schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar dargestellt, in welcher Art und Weise sich diese
FunktionsstÃ¶rungen auf die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
auswirken. AusschlieÃ�lich stehende TÃ¤tigkeiten ohne MÃ¶glichkeit eines
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Positionswechsels sind unter BerÃ¼cksichtigung der orthopÃ¤dischen Komponente
des Beschwerdekomplexes mÃ¶glichst zu meiden. Gleiches gilt nach EinschÃ¤tzung
des SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken, TÃ¤tigkeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten sowie Heben und Tragen schwerer bzw. mittelschwerer
Lasten. Somit ist ein dem LeistungsvermÃ¶gen adÃ¤quater Arbeitsplatz vorhanden.

Da die KlÃ¤gerin zumutbar auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit verwiesen werden
kann, sind die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligungen einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 SBG VI nicht gegeben. Ihre
LeistungsfÃ¤higkeit wird dabei in erster Linie durch orthopÃ¤dische und
nervenÃ¤rztliche BeeintrÃ¤chtigungen berÃ¼hrt. Zweifel an der WegefÃ¤higkeit
der KlÃ¤gerin bestehen nach den gutachterlichen Ã�uÃ�erungen nicht. Da die
KlÃ¤gerin nach den medizinischen Berichten, Ã�uÃ�erungen und Gutachten
vollschichtig einsetzbar ist und sonstige EinschrÃ¤nkungen, die den Arbeitsmarkt
verschlossen erscheinen lieÃ�en (BSG, Urteil vom 30. Mai 1984 â�� 5 a RKN 18/3
SozR 2200 Â§ 1247 RVO Nr. 43 -; BSG, Urteil vom 17. Dezember 1991 â�� 13 â�� 5
RJ 73/90 â�� SozR 3-2200 Â§ 1247 RVO Nr. 10) nicht gegeben sind, liegt
BerufsunfÃ¤higkeit nicht vor. Die KlÃ¤gerin kann ihre selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit noch
vollschichtig ausÃ¼ben und somit mehr als die HÃ¤lfte des Lohnes einer gesunden
Vergleichsperson verdienen.

Desweiteren ist sie in der Lage, die vorsorglich benannte VerweisungstÃ¤tigkeit als
kaufmÃ¤nnische BÃ¼rohilfe zu verrichten. Dazu verfÃ¼gt sie auf Grund der
langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit im Handel Ã¼ber ausreichende Berufserfahrung und ist
dazu auch gesundheitlich in der Lage, wie der SachverstÃ¤ndige beurteilte. Die
TÃ¤tigkeit einer ImbissverkÃ¤uferin ist nach der Ã�berzeugung des Senats einer
AngestelltentÃ¤tigkeit mit einer Ausbildung bis zu zwei Jahren zuzuordnen. Die
frÃ¼here hÃ¶herwertige TÃ¤tigkeit als FachverkÃ¤uferin und Verkaufsstellenleiterin
ist aus anderen als gesundheitlichen GrÃ¼nden aufgegeben worden. Die KlÃ¤gerin
ist somit objektiv und subjektiv auf die gesamten AnlerntÃ¤tigkeiten verweisbar.
Dabei wÃ¼rde es sich auch nicht um ein neues Berufsfeld handeln, sofern der
SachverstÃ¤ndige Dr. S â�¦ ausfÃ¼hrte, dass die Anpassungs- und
UmstellungsfÃ¤higkeit gemindert ist und ein Neueinstieg in ein neues Berufsfeld
nicht mehr bewÃ¤ltigt werden kann.

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 2 Ziff. 1 SGB VI ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, wer eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt. Zutreffend hat das SG festgestellt, dass die
KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI hat. Die NichtausÃ¼bung einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit im Falle andauernder ArbeitsunfÃ¤higkeit ist eine
negative Anspruchsvoraussetzung, deren Nichterweislichkeit zu Lasten des
Versicherten geht (BSGE 45, 238, 241). Versicherte, die eine selbstÃ¤ndige
ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼ben, fallen somit nicht unter den Schutzbereich des Â§ 44
SGB VI. Die AusÃ¼bung einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit steht dem Anspruch auf EU-
Rente entgegen. SelbstÃ¤ndigkeit liegt nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG
vor, wenn eine TÃ¤tigkeit in eigenem Namen und auf eigene Rechnung ausgeÃ¼bt
wird. Ob aus einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Gewinn erzielt wird, ist dabei
unbeachtlich, solange das Gewerbe angemeldet ist und der Gewerbebetrieb
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demnach fortbesteht. Vorliegend betreibt die KlÃ¤gerin die selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit trotz mitgeteilter ArbeitsunfÃ¤higkeit weiter. Die ArbeitsunfÃ¤higkeit
nach dem Krankenversicherungsrecht richtet sich jedoch nach anderen Kriterien als
die ErwerbsunfÃ¤higkeit im Rentenrecht.

Aus der Beurteilung des SachverstÃ¤ndigen Dr. S â�¦ ist die Schlussfolgerung zu
entnehmen, dass die KlÃ¤gerin die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit noch nicht auf Kosten
der Gesundheit ausÃ¼bt, stattdessen vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte- und gelegentlich mittelschwere Arbeit gegeben ist.

Die Voraussetzungen zur Bewilligung einer Rente wegen InvaliditÃ¤t im Sinne von
Artikel 2 Â§ 7 Abs. 3 RÃ�G liegen bei vollschichtiger EinsatzmÃ¶glichkeit ebenfalls
nicht vor.

Weitere Ermittlungen, insbesondere in medizinischer Hinsicht, hÃ¤lt der Senat nicht
fÃ¼r erforderlich. Der medizinische Sachverhalt ist durch die Gutachten hinreichend
aufgeklÃ¤rt.

Aus den genannten GrÃ¼nden war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 11.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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